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UNO Organisation der Vereinten Nationen
NMRI Nationale Menschenrechtsinstitution

ONU Organisation des Nations unies
INDH Institution nationale des droits de l’homme
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Ende Juni 2017 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zum Vorentwurf des
Bundesgesetzes über die Unterstützung der nationalen Menschenrechtsinstitution.
Dieses bildet die gesetzliche Grundlage zur Ablösung des als Pilotprojekt konzipierten
Schweizerischen Kompetenzzentrums für Menschenrechte (SKMR) durch eine
dauerhafte nationale Menschenrechtsinstitution (NMRI). Das neue Gesetz stütze sich
auf die positiven Erkenntnisse aus dem Pilotprojekt und behebe gleichzeitig die
festgestellten Mängel, insbesondere bezüglich der Unabhängigkeit, wie sie in den
«Pariser Prinzipien» genannten UNO-Standards für nationale
Menschenrechtsinstitutionen gefordert werde, erläuterte der Bundesrat in einer
Medienmitteilung. Die NMRI soll zu ihrer Finanzierung – im Gegensatz zum SKMR, bei
dem der Bund bisher Leistungen im Umfang von rund einer Million Franken jährlich
einkaufte – vom Bund Finanzhilfe im Sinne des Subventionsgesetzes im gleichen
Umfang erhalten. Sie soll so unabhängig von den Bundesbehörden selbstständig
Themen in ihrem Zuständigkeitsbereich aufgreifen und bearbeiten können.
In der Presse wurden zum Teil sehr kritische Töne angeschlagen, sowohl bezüglich der
Kosten als auch des Nutzens der neuen Institution. Während die NZZ einmal mehr den
Verdacht äusserte, die Schaffung der NMRI diene vor allem der aussenpolitischen
Imagepflege, sahen die BaZ und «Weltwoche»-Herausgeber Roger Köppel (svp, ZH)
darin «ein vom Bund finanziertes Propaganda-Instrument» für linke politische Anliegen.
Der Tages-Anzeiger betonte hingegen die durch die Anbindung an die Universitäten
vorwiegend wissenschaftliche Ausrichtung der Institution und ordnete die Schweizer
NMRI angesichts ihrer bescheidenen Kompetenzen im internationalen Vergleich als
«eher zahme Wächterin über die Menschenrechte» ein. Auch unter Experten herrschte
Dissens bezüglich der Notwendigkeit einer solchen Institution, berichtete der Tages-
Anzeiger weiter. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.06.2017
KARIN FRICK

1) Erläuternder Bericht zum Vorentwurf MRIG; Medienmitteilung BR vom 28.6.17; NZZ, 29.6.17; BaZ, 4.7.17; WW, 6.7.17; TA,
8.8.17
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